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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 9 SB 16/09 B 
 
L 12 SB 3/07 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 3 SB 306/02 (SG Stade) 
 
 
 
 
……………………………………., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Niedersachsen, 
vertreten durch das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend und Familie, 
- Landessozialamt -, 
Domhof 1, 31134 Hildesheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 3. April 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 22. Januar 2009 wird als un- 

zulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Urteil vom 22.1.2009 hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen einen An-

spruch des Klägers auf Erhöhung des bindend mit 30 festgestellten Grades der Behinderung 

(GdB) auf 50 verneint. Mit seiner Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im an-

gefochtenen Urteil macht der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Der Kläger hat eine grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht ordnungsgemäß dargetan (vgl 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass 

diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder 

Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung 

erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin 

Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) 

Klärungsbedürftigkeit, (3)  ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall 

hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung 

(vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 59, 65). Diesen 

Anforderungen genügt die vorliegende Beschwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren. Er trägt vor, 

der angefochtenen Entscheidung liege eine unzutreffende Auffassung des Inhalts des § 45 

SGB X zugrunde. Die grundsätzliche Bedeutung liege darin, dass ein Sozialgericht nicht befugt 

sei, einen rechtskräftig festgestellten GdB, ohne dass dieser Bescheid später angegriffen 

werde, "eigenmächtig" herabzusetzen. Selbst wenn der Kläger damit eine Rechtsfrage 

hinreichend umschrieben haben sollte, enthält die Beschwerdebegründung jedenfalls keine 

Darlegungen zur Klärungsbedürftigkeit, Klärungsfähigkeit sowie zu einer über den Einzelfall 

hinausgehenden Bedeutung der angestrebten Entscheidung. 

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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